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Medienmitteilung 

 

 

UMBAWIKO - Ja zum Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die 

Arbeit in Industrie, Gewerbe und Handel 

 

Solothurn, 21. Dezember 2009 - Die kantonsrätliche Umwelt-, Bau- und 

Wirtschaftskommission (UMBAWIKO) verabschiedete das Einfüh-

rungsgesetz zum Bundesgesetz über die Arbeit in Industrie, Gewerbe 

und Handel. Ferner genehmigte die Kommission die Mehrjahrespla-

nung Hochbau für die Jahre 2010 bis 2013 und liess sich vom Kan-

tonsbaumeister und von der Geschäftsleitung der Solothurner Spitä-

ler AG (soH) über den Stand der kantonalen Spitalplanung und die 

geplante Totalsanierung (Neubauprojekt) des Bürgerspitals Solothurn 

informieren. 

 

Unter der Leitung ihres Präsidenten Markus Grütter (FdP, Biberist) folgte die 

UMBAWIKO mehrheitlich dem Antrag des Regierungsrates und verabschiede-

te das Einführungsgesetz zum Bundesgesetz über die Arbeit in Industrie, Ge-

werbe und Handel. Mit dem neuen Gesetz erhält der Kanton die Möglichkeit, 

an vier Sonntagen – insbesondere während der Adventszeit – ohne arbeits-

rechtliche Sonderbewilligungen Arbeitnehmende in Verkaufsgeschäften zu 

beschäftigen. Mit Ausnahme der Adventsverkäufe, wird dabei dem Regie-

rungsrat die Kompetenz zur Bezeichnung der entsprechenden Sonntage zu-

gewiesen. Um auf die unterschiedlichen Bedürfnisse der verschiedenen Bran-

chen und Regionen optimal eingehen zu können, soll dem Kantonal-

Solothurnischen Gewerbeverband und dem Gewerkschaftsbund ein Vor-

schlagsrecht zugestanden werden. Gleichzeitig soll im Rahmen der Totalrevi-
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sion auch das Gesetz über die öffentlichen Ruhetage von 1964 geändert wer-

den.  

 

Ja zur Mehrjahresplanung Hochbau 

Einstimmig verabschiedete die Kommission die Mehrjahresplanung Hochbau 

für die Jahre 2010 bis 2013. Für baureife Kleinprojekte sowie Projektierungs-

arbeiten mit Beginn 2010 wurde ein Verpflichtungskredit von insgesamt 4,8 

Mio. Franken beschlossen. 
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